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Reform-Diskussion 
Silberbach: Rundfunkbeitrag darf kein Spielball im politischen Tagesgeschäft 
sein 
 
Der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach kritisiert die Länder im Streit um den Rundfunk-
beitrag. Reformbedarf sieht er dennoch. 

 
„Die Ermittlung des Finanzbedarfs über 
die entsprechende Kommission ist gel-
tendes Recht und vom Bundesverfas-
sungsgericht bestätigt. Die zuletzt vor-
geschlagene Beitragserhöhung ist be-
gründet, angemessen und damit umzu-
setzen. Die Bedarfsermittlung für die 
Öffentlich-Rechtlichen sollte grundsätz-
lich kein Spielball im politischen Tages-
geschäft in den einzelnen Bundeslän-
dern sein“, sagte der dbb Chef am 11. 
Dezember 2024 am Vortag der Minis-
terpräsidentenkonferenz. 
 
Gleichwohl sieht der dbb Bundesvorsit-
zende auch die Sendeanstalten in der 
Pflicht. Silberbach: „Die Anstalten müs-
sen sparsam und aufgabengerecht mit 
den zur Verfügung gestellten Ressour-
cen umgehen. Wir begrüßen etwa den 
Vorschlag, dass sich Gehaltshöhe und 

-entwicklung bei Spitzenpositionen der 
Öffentlich-Rechtlichen am öffentlichen 
Dienst orientieren soll. Auch der Vor-
schlag der Ministerpräsidentenkonfe-
renz, einen Ausgabendeckel für Sport-
rechte einzuziehen, ist sinnvoll.“ 
 
Regionalität und inhaltliche Vielfalt 
dürften durch die Reformbemühungen 
jedoch nicht gefährdet werden, so Sil-
berbach weiter. Insbesondere Jugend-
programme und digitale Angebote 
müssten vielmehr gestärkt werden. 
„Bei allen strukturellen Veränderungen 
müssen außerdem natürlich die Inte-
ressen der Beschäftigten berücksich-
tigt werden“, so Silberbach. „Der Streit 
um den Rundfunkbeitrag darf  
nicht auf ihrem Rücken ausgetragen 
werden.“ 
 

 

 

Europäische Gewerkschaftsarbeit 
Volker Geyer einstimmig zum CESI-Vizepräsidenten gewählt 
 
Künftig wird der stellvertretende Bundesvorsitzende des dbb auch auf europäischer Ebene die 
Interessen des öffentlichen Dienstes vertreten. 

 
„Europa wird gebraucht und ist seit 
Jahrzehnten ein Garant für Frieden 
und Wohlstand“, sagte Volker Geyer, 
stellvertretender dbb Bundesvorsitzen-
der und nun auch CESI-Vizepräsident, 
am 12. Dezember 2024 in Brüssel. Die 
Delegierten wählten ihn einstimmig ins 
Amt. 
 
Zuvor unterstrich Geyer in seiner Be-
werbungsrede die Notwendigkeit, den 
öffentlichen Dienst in den EU-Mit-
gliedsstaaten zu stärken. „Der Abbau 

öffentlicher Strukturen bringt unmittel-
bar einen Demokratieabbau mit sich. 
Das müssen wir um jeden Preis verhin-
dern, denn der öffentliche Dienst ist ein 
Garant für Sozial- und Rechtsstaatlich-
keit. Er wird gebraucht, um Europa zu-
kunftsfähig zu halten.“ 
 
Die CESI fungiert als Plattform, um die 
gewerkschaftlichen Interessen in Eu-
ropa zu bündeln. Geyer: „Stark sind wir 
nur, wenn wir uns den Aufgaben ge-
meinsam stellen. Und die CESI war, ist 
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und bleibt eine Notwendigkeit für unser 
gemeinsames Arbeiten. Ich bedanke 
mich für das entgegengebrachte Ver-
trauen und freue mich darauf, gemein-
sam mit allen europäischen Kollegin-
nen und Kollegen für unsere Interes-
sen einzustehen.“ 
 
 
 

Hintergrund 
 
CESI ist das Kürzel für Confédération 
Européene des Syndicats Indépen-
dants, übersetzt: Europäische Union 
der Unabhängigen Gewerkschaften. 
Es handelt sich um einen überparteili-
chen, gewerkschaftlichen Dachver-
band mit Hauptsitz in Brüssel, der 
1990 gegründet wurde. 
 

 

 

 

Halbjahresgespräch mit der Kultusministerkonferenz 
Gute Bildung nur mit ausreichend Personal möglich 
 
Gegenüber der Kultusministerkonferenz (KMK) bekräftigten die dbb Bildungsgewerkschaften 
ihre Haltung zu digital unterstützter Bildung. 

 
„Die Möglichkeiten von Künstlicher In-
telligenz (KI) zur Förderung der Ler-
nenden und Entlastung der Lehrkräfte 
sind zweifelsohne zu nutzen. KI wird 
aber nicht der Heilsbringer sein, der 
alle Herausforderungen des Bildungs-
bereichs löst“, betonte Simone Fleisch-
mann, stellvertretende dbb Bundesvor-
sitzende und Präsidentin des Bayeri-
schen Lehrer- und Lehrerinnenverband 
(BLLV), gegenüber der KMK am 10. 
Dezember 2024 in Berlin. „Die grundle-
gende pädagogische Arbeit, der Sozi-
alraum in den Bildungseinrichtungen 
und die Interaktion zwischen Lehren-
den und Lernenden bleiben weiterhin 
unverzichtbar“. Im Sinne der Bildungs-
gerechtigkeit sei es besonders wichtig, 
allen Lernenden einen gleichberechtig-
ten Zugang zu dieser Technologie zu 
ermöglichen. „Wir dürfen es nicht zu-
lassen, dass die ohnehin schon un-
gleich verteilten Bildungschancen 
durch den Einsatz von KI weiter ver-
schärft werden“, so die dbb Vize. 
 
Weiterhin begrüßte sie die Verhand-
lungsfortschritte beim DigitalPakt und 
unterstrich die Notwendigkeit einer 

schnellen Einigung auf eine nachhal-
tige Lösung. Im Hinblick auf die Zu-
nahme populistischer und extremisti-
scher Strömungen sowie Desinforma-
tion betonte sie die Relevanz der De-
mokratiebildung an Schulen. 
 
KI-Potenziale nutzen, Lehrkräfte wei-
terbilden 
 
Susanne Lin-Klitzing, Vorsitzende des 
Deutschen Philologenverbands (DPhV) 
und Vorsitzende der dbb Fachkommis-
sion Schule, Bildung und Wissen-
schaft, gab zu bedenken, „dass es in 
der Verantwortung des Dienstherrn 
liegt, die notwendigen Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, um die Potenziale 
von KI gewinnbringend zu nutzen.“ 
Dazu gehören insbesondere eine leis-
tungsfähige digitale Infrastruktur, der 
konsequente Schutz personenbezoge-
ner Daten, qualitativ hochwertige An-
wendungen, verlässliche Prüfungs-
standards sowie eine gezielte Aus-, 
Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte. 
„Dabei müssen den Lehrkräften das 
Recht auf Inanspruchnahme dieser An-
gebote und die dafür notwendigen 
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Freiräume eingeräumt werden. Des-
halb braucht es gezielte Maßnahmen 
gegen den Lehrkräftemangel, um die 
dringend benötigte Entlastung zu 
schaffen und die konstruktive Nutzung 
dieser Angebote zu ermöglichen“, 
machte Lin-Klitzing deutlich. Die Bil-
dungsgewerkschaften des dbb haben 
vor diesem Hintergrund das gemein-
same Positionspapier zum Einsatz 
Künstlicher Intelligenz im Bildungswe-
sen verabschiedet. 
 
Zudem übte die dbb Delegation Kritik 
am vermehrten Aufkommen nicht 

grundständiger Modelle der Lehrkräfte-
bildung. Für die Fachlehrkräfte an be-
rufsbildenden Schulen forderten sie ei-
nen bundesweit einheitlichen Rahmen, 
der neben der Ausbildung und Prüfung 
auch die einheitliche Besoldung umfas-
sen muss. Der aktuelle Austausch fand 
mit Christine Streichert-Clivot, Präsi-
dentin der Kultusministerkonferenz, 
und Simone Oldenburg, Ministerin für 
Bildung und Kindertagesförderung des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern, 
statt. 
 

 

 

dbb jugend 
Demokratiefördergesetz wird gebraucht 
 
Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit, betont Matthäus Fandrejewski, Vorsitzender der 
dbb jugend. 

 
„Wir leben in einer Zeit, in der Parolen 
und Vorstellungen die öffentliche De-
batte prägen, die in meinen Augen mit 
demokratischen Vorstellungen nichts 
mehr zu tun haben“, sagte Fandre-
jewski am 10. Dezember 2024 in Ber-
lin. „Deshalb ist das Demokratieförder-
gesetz von enormer Bedeutung, weil 
es den Bund gesetzlich mit der Demo-
kratieförderung, der Gestaltung gesell-
schaftlicher Vielfalt und der Extremis-
musprävention beauftragt. Es ist die 
Antwort auf Hass, Rassismus und 
Hetze, die wir jetzt unbedingt brau-
chen!“ 
Wie wichtig das Gesetz aus Sicht der 
dbb jugend ist, hat Fandrejewski im 
Gespräch mit Ina Frieling, wissen-
schaftliche Mitarbeiterin des Grünen-
Abgeordneten Marcel Emmerich, deut-
lich gemacht. Ob es noch in dieser Le-
gislaturperiode umgesetzt wird, wie es 
eigentlich vorgesehen war, ist fraglich. 
 

Einen weiteren Fokus des Gesprächs 
bildete der Fachkräftemangel im öffent-
lichen Dienst. Fandrejewski: „Wenn der 
Staat Arbeitskräfte gewinnen will, muss 
er stärker als geschlossene Arbeitge-
bermarke auftreten. Zudem brauchen 
wir mehr Transparenz bei Bewer-
bungsverfahren, und vor allem mehr 
Tempo. Der öffentliche Dienst kann es 
sich nicht leisten, mehrere Wochen 
verstreichen zu lassen, bis eine Rück-
meldung erfolgt!“ 
 
Zuletzt thematisierte Fandrejewski die 
Sicherheit am Arbeitsplatz. „Leider sind 
viele Beschäftigte mit Pöbeleien, Belei-
digungen und schlimmstenfalls auch 
mit Gewalt konfrontiert. Wir brauchen 
verlässliche Meldesysteme für ein ver-
lässliches Monitoring, da viele Vorfälle 
gar nicht erst gemeldet werden. Um 
gegenzusteuern, ist es ganz entschei-
dend, dass wir die hohe Dunkelziffer 
ausleuchten!“ 
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Austausch mit den Jusos 
dbb jugend fordert Tempo für mehr Personal 
 
Abschlüsse anerkennen, Arbeitszeit flexibilisieren, Fachkräfte gewinnen: Strategien gegen Per-
sonalmangel sind bekannt, aber es hapert an der Umsetzung. 

 
„Es ist mir vollkommen schleierhaft, 
warum wir angesichts der drastischen 
Personalnotlage im öffentlichen Dienst 
nicht alle verfügbaren Hebel umlegen, 
um junge Leute zu gewinnen“, sagte 
Matthäus Fandrejewski, Vorsitzender 
der dbb jugend, am 10. Dezember in 
Berlin. 
 
Im Gespräch mit Philipp Türmer, dem 
Vorsitzenden der Jusos, und Jusos-
Geschäftsführerin Anna Kasparyan 
verdeutlichte der Gewerkschafter, dass 
die Politik endlich handeln muss. Drei 
Punkte spielen dabei eine zentrale 
Rolle: „Erstens müssen wir die Wo-
chenarbeitszeit für Bundesbeamt*in-
nen auf 39 Stunden zurückführen. 
Zweitens muss der Staat zeitgemäße 
Arbeitsmodelle anbieten, zum Beispiel 
Top-Sharing und Führen auf Distanz. 
Und drittens brauchen wir mehr Flexi-
bilisierung bei der Arbeitszeit, das hat 
zuletzt eine Studie von dbb jugend und 

Uni Potsdam eindrucksvoll untermau-
ert.“ 
Fandrejewski verwies darauf, dass oft 
Dinge nicht funktionieren, die selbst-
verständlich sein sollten: „Man mag es 
kaum glauben, aber teils fehlt im öf-
fentlichen Dienst noch die Ausstattung 
fürs Homeoffice“ – das sei vor allem in 
kommunalen Bereichen ein Problem. 
„Nicht zuletzt gehen uns potenzielle 
Nachwuchskräfte verloren, wenn wir 
bei der Anerkennung von Abschlüssen 
nicht mehr Flexibilität zeigen. Ideal 
wäre eine problemlose Anerkennung 
von Abschlüssen aller Hochschulen, 
auch europaweit!“ 
 
In den Jusos sieht der Vorsitzende der 
dbb jugend einen starken Partner: „Wir 
hoffen, dass sie auch innerhalb der 
SPD Gehör finden und unsere Anlie-
gen für einen starken öffentlichen 
Dienst weitertragen!“ 

 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 
Nordrhein-Westfalen  
Udo Di Fabio erkennt Verfassungswidrigkeit der Beamtenbesoldung 
 
Schon während des Gesetzgebungsverfahrens zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbe-
züge für das Land Nordrhein-Westfalen, das eigentlich zum Ziel hatte, das Ergebnis der Tarif-
runde für die Beschäftigen der Länder (TV-L) auf den Beamte und Pensionäre zu übertragen, hat 
der DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion erhebliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des 
Gesetzes in der Fassung vom 29. Oktober 2024 geäußert. 

 
Neben der Umsetzung des Tarifergeb-
nisses erfolgte eine Besoldungsstruk-
turreform, insbesondere durch die Ein-
beziehung eines fiktiven Partnerein-
kommens bei der Berechnung des 

Mindestabstands der Nettoalimentation 
zum grundsicherungsrechtlichen Ge-
samtbedarf. 
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Zur verfassungsrechtlichen Prüfung 
konnte der DBB NRW den anerkann-
ten Staats- und Verfassungsrechtler, 
früheren Richter am Bundesverfas-
sungsgericht, Inhaber der Professur für 
Öffentliches Recht und zugleich Direk-
tor des Forschungskollegs normative 
Gesellschaftsgrundlagen an der Rhei-
nischen Friedrich-Wilhelms-Universität 

zu Bonn Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio als 
externen Gutachter gewinnen. 
 
Die Ergebnisse seiner gutachterlichen 
Prüfung in der Zusammenfassung gibt 
es ausführlich auf www.dbb-nrw.de. 
 

 
 

Schleswig-Holstein 
On-top-Leistungen: Instrumente sorgfältig prüfen und sachgerecht nutzen 
 
Das Beamten- und Tarifrecht bietet verschiedene Spielräume, um die Arbeits- und Einkommens-
bedingungen ergänzend zu den festen Ansprüchen mit zusätzlicher Attraktivität zu versehen. 
Der dbb schleswig-holstein empfiehlt, in den Dienststellen die vorhandenen Instrumente sorg-
fältig zu prüfen und bedarfsgerecht zu nutzen. 

 
„Das ist eine geradezu zwangsläufige 
Reaktion, soweit und solange die Poli-
tik und die arbeitgeberseitigen Tarifver-
tragsparteien notwendige Anpassun-
gen im öffentlichen Dienstrecht verwei-
gern“, so der dbb Landesvorsitzende 
Kai Tellkamp am 12. Dezember 2024. 
 
Auch wenn die Zulässigkeit überge-
setzlicher und übertariflicher Leistun-
gen im öffentlichen Dienst begrenzt ist, 
bestünden verschiedene Möglichkei-
ten. Sie reichen von finanziellen Anrei-
zen zur Gewinnung und Bindung von 
Personal über leistungsorientierte Be-
zahlungselemente bis hin zur Förde-
rung der Mobilität und der Gesundheit. 

Auch die Möglichkeiten im Zusammen-
hang mit der Arbeitszeitgestaltung kön-
nen zu einer besseren und individuel-
len Attraktivität beitragen. 
 
Allerdings stellen sich die Rahmenbe-
dingungen für „Goodies“ unterschied-
lich dar, sowohl hinsichtlich der Status-
gruppen (Beamtinnen/Beamte und Ta-
rifbeschäftigte) als auch hinsichtlich 
der staatlichen Ebenen (Land und 
Kommunen). Der dbb schleswig-hol-
stein hat deshalb auf www.dbb-sh.de 
eine entsprechende Übersicht zusam-
men- und bereitgestellt. Denn nur 
wenn die jeweiligen Optionen bekannt 
sind, können sie auch genutzt werden. 
 

 

 

Bayern 
Arbeitszeitkonto bei Grundschullehrkräften ist wichtiges Instrument 
 
„Das Arbeitszeitkonto ist ein wichtiges Instrument zur Flexibilisierung der Arbeitszeit. Bei rich-
tiger Ausgestaltung wirkt so etwas im Sinne aller Beteiligten“, so Rainer Nachtigall, Vorsitzender 
des Bayerischen Beamtenbundes (BBB), am 12. Dezember 2024 zur aktuellen Diskussion um die 
Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs zum Arbeitszeitkonto für Grundschul-
lehrkräfte. 

 
Der BBB begrüßt die gemeinsamen 
Anstrengungen des Kultusministeriums 

https://www.dbb-nrw.de/aktuelles/news/ehemaliger-bundesverfassungsrichter-erkennt-verfassungswidrigkeit-der-beamtenbe-soldung-in-nrw/
https://www.dbb-sh.de/aktuelles/news/instrumente-sorgfaeltig-pruefen-und-sachgerecht-nutzen/
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und des zuständigen Hauptpersonal-
rats, um den Erhalt des Arbeitszeitkon-
tos und die Bemühungen, seine Aus-
gestaltung nach den Vorgaben des 
Gerichts zu modifizieren. 
 
„Die aktuelle Personalsituation zeigt 
uns ganz deutlich, dass wir Langzeitar-
beitszeitkonten im öffentlichen Dienst 
brauchen“, betont der BBB-Chef. Mo-
mentan sucht der öffentliche Dienst 
dringend Personal beziehungsweise 
ein „Mehr“ an Arbeitskraft. Dabei 
wurde von Ministerpräsident Söder un-
ter anderem die Idee ins Spiel ge-
bracht, auf die Aufstockung von Teil-
zeitquoten hinzuwirken. „Aus Sicht des 
BBB muss hier Freiwilligkeit gewähr-
leistet sein“, sagt Nachtigall. Es müss-
ten seitens des Dienstherrn/Arbeitge-
bers entsprechende Anreize geschaf-
fen werden.  
 
Gleiches gelte für die anderen bereits 
im Gespräch stehenden Möglichkeiten, 
das Arbeitspotential zu erhöhen: die 

frühzeitige Rückkehr aus der Elternzeit 
beziehungsweise das flexible Hinaus-
schieben des Ruhestands-/Rentenein-
tritts. „Solche und weitere Lösungen 
würden wir gerne in einem größeren 
Gesamtpaket diskutieren“, lässt Nach-
tigall wissen. Das habe er auch bereits 
gegenüber der Politik kommuniziert. 
Grundlegend bleibe bei allen Maßnah-
men die Freiwilligkeit. 
 
Vor dem Hintergrund der demografi-
schen Entwicklung und der Nach-
wuchsproblematik, zusammen mit den 
anstehenden Herausforderungen, die 
sich einerseits durch wirtschaftliche 
Gegebenheiten sowie durch ein Voran-
treiben von Digitalisierung und Entbü-
rokratisierung ergeben, seien entspre-
chende Initiativen unerlässlich, um 
auch künftig einen leistungsstarken öf-
fentlichen Dienst im Freistaat zu ge-
währleisten, so der Vorsitzende. 
 
 

 

 

Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) 
Hohe Gefährdungslage durch islamistischen Terrorismus 
 
Zwar liegen nach der Festnahme eines 37 Jahre alten Irakers in Bayern keine konkreten An-
schlagspläne vor, die abstrakte Gefährdungslage durch islamistischen Terrorismus ist aber bun-
desweit weiterhin sehr hoch, warnt die DPolG. 

 
Die bayerischen Behörden hätten 
schnell und entschlossen gehandelt. 
Jetzt komme es vor allem darauf an, 
dass Deutschland und Europa dauer-
haft vor der Einreise solcher Terroris-
ten geschützt werden. „Dazu zählen 
wirksame Kontrollen der europäischen 
Außengrenzen, aber auch die Stär-
kung der nationalen Sicherheitsbehör-
den“, sagt der DPolG Bundesvorsit-
zende Rainer Wendt. Es könne nicht 
sein, dass es immer wieder ausländi-
sche Geheimdienste sind, die Deutsch-
land vor großem Schaden bewahren. 

Die Bundesrepublik müsse endlich 
selbst in der Lage sein, terroristische 
Vorbereitungshandlungen rechtzeitig 
zu entdecken und einzugreifen. Wendt: 
„Wir benötigen dringend eine Verbes-
serung der technischen und personel-
len Bedingungen unserer Staats-
schutzbehörden und Nachrichten-
dienste. Auch bedarf es einer Auswei-
tung ihrer gesetzlichen Befugnisse. Au-
ßerdem müssen die unsinnigen Be-
schränkungen beim Einsatz verdeckter 
Ermittler und sogenannter Vertrauens-
personen wieder vom Tisch. Die 
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nächste Bundesregierung hat gerade 
bei der Inneren Sicherheit und Terror-
abwehr eine Menge Arbeit vor sich.“ 
 

 

Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) 
Krise bei DB Cargo: Abwicklung statt Sanierung? 
 
Die GDL übte scharfe Kritik am Umgang der Deutschen Bahn AG mit ihrer Güterverkehrssparte. 

 
Am Beispiel der DB Cargo AG lasse 
sich in Echtzeit beobachten, wie ein 
Unternehmen ungebremst gegen die 
Wand gefahren wird. So verzeichnete 
die Güterverkehrssparte der Deut-
schen Bahn im ersten Halbjahr 2024 
einen Verlust von 261 Millionen Euro, 
das sind 66 Millionen Euro mehr als in 
den ersten sechs Monaten 2023. 
 
Bisher habe die Deutsche Bahn AG die 
selbstverschuldeten Verluste ihrer Gü-
terverkehrstochter stets ausgeglichen. 
Auf diese Weise seien in den Jahren 
2012 bis 2021 mindestens 1,9 Milliar-
den Euro an Ausgleichszahlungen von 
der Konzernmutter an die Konzern-
tochter DB Cargo geflossen. Doch da-
mit sei nun offensichtlich Schluss: Die 
EU-Kommission hat entschieden, dass 
die Verluste von DB Cargo künftig 
nicht mehr vom Mutterkonzern ausge-
glichen werden dürfen. Ab Januar 
2025, so Brüssel, muss DB Cargo 
ohne Hilfen des Bundes und auch 
ohne den Umweg über der Finanzie-
rungskreisläufe innerhalb der DB AG 
wirtschaftlich rentabel sein. Schafft es 
das Unternehmen, seinen selbst er-
stellten Sanierungsplan zu erfüllen und 
bis Ende 2026 nachzuweisen, „lang-
fristig rentabel“ zu sein, stuft die Kom-
mission die geleisteten Subventionen 
von 1,9 Milliarden Euro nachträglich 
als zulässige Umstrukturierungsbeihilfe 
ein. 
 

DB Cargo hat also zunächst etwas 
Überlebenszeit bis Ende 2026 bekom-
men und soll nun einen Transformati-
onsprozess hin zu einem wirtschaftlich 
tragfähigen Unternehmen nachweisen. 
Das von Brüssel akzeptierte Paket zur 
Transformation besteht aus verschie-
denen Teilen. So treten ab dem 1. Ja-
nuar 2025 umfassende organisatori-
sche Änderungen in Kraft. DB Cargo 
wird in fünf kleinere Einheiten aufge-
teilt. Diese Einheiten sollen wie mittel-
ständische Unternehmen agieren und 
eigenverantwortlich im Wettbewerb be-
stehen. 
 
Darüber hinaus hat Cargo-Vorständin 
Sigrid Nikutta einen weiteren massiven 
Stellenabbau angekündigt. War im 
letzten Jahr noch von 2.300 Mitarbei-
tern die Rede, sollen nun rund 5.000 
Mitarbeiter das Unternehmen verlas-
sen – mehr als doppelt so viel wie ur-
sprünglich angekündigt. Aber auch das 
scheint laut GDL nur die halbe Wahr-
heit und mutmaßlich der Anfang einer 
völligen Zerschlagung der bundeseige-
nen DB Cargo zu sein, denn weiterge-
hende Planungen sprechen von Ver-
kaufsplänen. Das Tafelsilber werde 
verscherbelt – so würden beispiels-
weise Lokomotiven verkauft und sollen 
dann später, bei Bedarf, wieder ange-
mietet werden. 
 
„Der Vorgang illustriert auf geradezu 
exemplarische Weise das Versagen 
der Führungskräfte nicht nur bei DB 
Cargo, sondern im Gesamtkonzern“, 
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so der GDL Bundesvorsitzende Mario 
Reiß. „Es steht zu befürchten, dass die 
nun im Güterverkehr einsetzende Um-
strukturierung und der massenhafte 
Stellenabbau nur Vorboten dessen 
sind, was bald auch die Mitarbeiter der 
anderen Konzerngesellschaften ereilen 
kann. Es braucht eine grundlegende 
Konzernumwandlung. Dieses Kon-
strukt einer Aktiengesellschaft führte 
über die letzten 20 Jahre in das heu-
tige Desaster. Verantworten will diesen 
Aderlass aber weder der Eigentümer 
Bund noch der Vorstand, der sich 
selbst in diesen anspruchsvollen Zei-
ten noch üppige Boni genehmigt.“  
 
Die GDL sieht daher die Gefahr, dass 
DB Cargo nicht saniert, sondern durch 
die Hintertür abgewickelt und so dem 
Zugriff der EU-Kommission entzogen 
werden soll. „Anders ist für uns die 
Vorgehensweise der Konzernleitung 
nicht zu erklären“, so Mario Reiß. „So 
werden etwa Lokomotivführer zum 
Jahreswechsel von der Arbeit freige-
stellt, obwohl an anderer Stelle bei DB 
Cargo und bei weiteren Unternehmen 
aufgrund von Personalmangel die 
Züge stehen bleiben müssen. Auch bei 
DB InfraGO gibt es freie Stellen, die 
aber lieber durch externe Bewerber ge-
füllt werden, als diese mit eisenbahner-
fahrenen Bestandsarbeitnehmern zu 
besetzen. Die derzeit bekannten ersten 
Schritte des Managements sehen eher 

nach Teilverkauf als nach einer nach-
haltigen Sanierung aus. Am Ende 
könnte nur noch ein nicht betriebsfähi-
ges Fragment oder bloß eine Logistik-
firma mit Assetmanagement übrigblei-
ben. Auch dann müsste man die 1,9 
Milliarden Euro nicht an die Europäi-
sche Union zurückzahlen.“  
 
Die GDL will nicht hinnehmen, dass er-
neut das direkte Personal zum Bauern-
opfer einer desaströsen Unterneh-
menspolitik wird, verursacht von unfä-
higen, eisenbahnfernen Führungskräf-
ten. „Wir haben mit rund 60 Eisen-
bahnverkehrsunternehmen eine gute 
Tarif- und Sozialpartnerschaft“, so 
Reiß. „Diese Unternehmen haben her-
vorragende Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen für die Eisenbahner mit der 
GDL vereinbart. Sie suchen dringend 
Mitarbeiter, bieten oftmals wohnort-
nahe Arbeitsplätze und versuchen 
nicht, ihre Arbeitnehmer mittels Ta-
rifeinheitsgesetz umzuerziehen.“ Und 
weiter: „Niemand muss bei diesem 
miesen Spiel der Arbeitgeber auf der 
Strecke bleiben. Daher raten wir den 
betroffenen Eisenbahnern bei DB 
Cargo, ihre weiteren Geschicke selbst 
in die Hand zu nehmen und ihre beruf-
liche Zukunft neu zu überdenken. In 
den Betrieben können sich die Kolle-
gen an die GDL-Betriebsräte wenden.“ 
 

 

 

BDZ Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft 
Liebel zum Auftaktgespräch bei Bundesfinanzminister Kukies 
 
Der BDZ Bundesvorsitzende und Vorsitzende des Hauptpersonalrats beim Bundesministerium 
der Finanzen (HPR), Thomas Liebel, hat am 21. November 2024 den neuen Bundesminister der 
Finanzen Jörg Kukies in Berlin getroffen. 

 
Die Themenschwerpunkte des Auftakt-
gesprächs waren unter anderem die 
weitere Umsetzung der von seinem 

Amtsvorgänger Christian Lindner be-
kanntgegebenen Organisationsreform 
„Strategie Zoll 2030“ sowie die gegen-
wärtigen Herausforderungen bei der 
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Zollabfertigung des massiv gestiege-
nen Paketaufkommens durch den welt-
weiten E-Commerce. 
 
Liebel stellte in diesem Zusammen-
hang klar, dass sich ein schlagkräftige-
rer Zoll nicht allein durch die fortdau-
ernde Anpassung oder den Neuzu-
schnitt von Verwaltungsstrukturen ge-
nerieren lässt. Vielmehr bedürfe es ei-
nes Abbaus des Investitionsstaus beim 
Zoll und damit zusätzlicher Haushalts-
mittel für den Ausbau von Digitalisie-
rung, die Erneuerung von Einsatztech-
nik, die Modernisierung von techni-
schen Anlagen und Detektionsgeräten 
sowie die Förderung der Erfahrungs-
werte und des Know-how der Zöllnerin-
nen und Zöllnern. Kukies ging hierbei 
unter anderem auf die Auswirkungen 
einer möglichen, vorläufigen Haus-
haltsführung ein, sofern der Deutsche 
Bundestag keinen Haushalt für das 
Jahr 2025 verabschiedet. 
 
Die neue Leitung des Bundesfinanzmi-
nisteriums hält zudem an der weiteren 
Umsetzung der Zoll-Strategie 2030 

fest. Das BMF erwartet demnach in 
den nächsten Tagen den Projektauf-
trag zur Zoll-Strategie 2030, welcher 
durch die Generalzolldirektion erstellt 
wird. Das ambitionierte Projekt soll be-
reits bis zum 31. Dezember 2025 ab-
geschlossen sein und seine Wirkung 
bis zum Ende des Jahrzehnts entfal-
ten. Minister Kukies betonte gegenüber 
Liebel, dass die Zoll-Strategie 2030 
auch von den Mitgliedern im Finanz-
ausschuss des Deutschen Bundestags 
begrüßt wurde. Ein weiterer Schwer-
punkt war die Priorisierung von Geset-
zesvorhaben, welche die unterschiedli-
chen Organisationseinheiten der Bun-
desfinanzverwaltung sowie den Zoll 
betreffen – etwa der Entwurf eines Fi-
nanzkriminalitätsbekämpfungsgeset-
zes oder ein Entwurf zur Modernisie-
rung und Digitalisierung des Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetzes. Das 
BMF werde Gesetzesvorhaben weiter 
im parlamentarischen Raum einbrin-
gen, deren Mehrheitsfähigkeit bleibe 
jedoch aufgrund der geplatzten Ampel-
Koalition abzuwarten. 

 

 

 

Deutscher Philologenverband (DPhV) 
Digitalpakt: DPhV trotz positiver Signale vorsichtig 
 
Die Meldungen zur Eckpunkte-Einigung beim Digitalpakt nimmt der DPhV zwar grundsätzlich 
erfreut, aber auch mit Zurückhaltung zur Kenntnis. 

 
Die DPhV Bundesvorsitzende Susanne 
Lin-Klitzing sagt am 9. Dezember 
2024: „Dass eine Fortsetzung des Digi-
talpakts schnellstens kommen muss, 
ist unbestritten. Doch diese Erkenntnis 
hat bisher leider zu keinem unter-
schriftsreifen Ergebnis geführt. Die Er-
fahrungen der vergangenen Monate, ja 
Jahre, haben gezeigt, dass guter Wille 
allein noch keinen Abschluss bedeutet. 
Auch wenn sich die politische Konstel-
lation geändert hat, scheinen einige 

Fragen bisher nicht final geklärt. Kurz: 
Wir glauben erst an eine erfolgreiche 
Fortsetzung, wenn die Tinte unter der 
Vereinbarung trocken ist.“ 
 
Lin-Klitzing weiter: „Die Inhalte, über 
die verhandelt wird, sind relevant, nicht 
die Verhandlung an sich. Vorausset-
zungen für eine kluge, dauerhafte und 
professionelle digitale Unterstützung 
der Schulen sind die Finanzierung der 
professionellen IT-Administration der 
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Schulen, der sog. ‚digitale Hausmeis-
ter‘, kluge Leasing-Konzepte für digi-
tale Endgeräte, sowie die gemeinsame 
Umsetzung eines hoheitlich betriebe-
nen, datenschutzkonformen, für päda-
gogische Zwecke trainierten und damit 
didaktisch besonders zielführenden 
Large Language Modells für den schu-
lischen Bildungsbereich – auf Bundes-
ebene oder auf Länderebenen.“ 
 
Der Digitalpakt 2.0 hängt nicht nur da-
von ab, dass diese Woche alle 16 Bun-

desländer der Vereinbarung zustim-
men. Er muss dann auch von einer 
neu gewählten Bundesregierung ak-
zeptiert werden. Der DPhV zeigte sich 
froh, dass die reflexhafte Forderung 
des Bundes nach verpflichtender Lehr-
kräftefortbildung heraus ist und fordert 
gleichzeitig die Länder auf, kontinuier-
lich ausreichende Mittel für die berufs-
begleitende Lehrkräftebildung in ihren 
Haushalten auszuweisen und mit dem 
Bund weiter an einem umfassenden 
und nicht einseitigen Konzept zu arbei-
ten. 

 

 

Deutschen Gerichtsvollzieher Bund (DGVB) 
Boek: Politik verhindert moderne, schnelle Justiz 
 
Der Erlass von Pfändungs- und Überweisungsbeschlüssen muss endlich vom Amtsgericht auf 
den Gerichtsvollzieher am Wohnort des Schuldners übertragen werden, fordert der DGVB. Das 
entlaste die Justiz und sichert die Unternehmen ab. 

 
„Die Übertragung zeitnah umzusetzen, 
wird die Wirtschaft nachhaltig stärken“, 
betonte Matthias Boek, Bundesvorsit-
zender des Deutschen Gerichtsvollzie-
her Bund (DGVB) am 11. Dezember 
2024 in Berlin. „Die Effizienzgewinne 
für die Wirtschaft liegen dabei auf der 
Hand: Das Verfahren würde gestrafft 
und beschleunigt. Die Unternehmen 
würden gestärkt, dies sichert am Ende 
auch Arbeitsplätze. Denn Zeit ist Geld. 
Und die Justiz würde durch diese Re-
form personelle Ressourcen freisetzen, 
die an anderer Stelle dringend benötigt 
werden.“ Jeder, der in der Politik die 
Übertragung der Forderungspfändung 
verzögert oder verhindert, schwäche 
das Rückgrat der deutschen Wirt-
schaft, kritisierte Boek. „Die Wirt-
schaftswende kann nur gelingen, wenn 
die Politik an dieser Stelle den Lippen-
bekenntnissen endlich Taten zur Be-
schleunigung der Zwangsvollstre-
ckungsverfahren folgen lässt. Gute 
Wirtschaftspolitik könnte so einfach 

sein, doch Politik verhindert moderne, 
schnelle Justiz!“ 
 
Um Forderungen aus Arbeitslohn oder 
Bankguthaben zu sichern und an-
schließend an den Gläubiger zurückzu-
führen, bedürfe es eines gerichtlichen 
Pfändungs- und Überweisungsbe-
schlusses. Boek: „Aber: Dieser muss 
bisher vom Gläubiger selbst beim zu-
ständigen Amtsgericht in einem sepa-
raten Verfahren beantragt und seine 
anschließende Zustellung wieder an 
die Gerichtsvollzieher vermittelt wer-
den.“ In personell unterbesetzten 
Amtsgerichten dauerte es oftmals 
mehrere Wochen und Monate, bis die-
ses Verfahren erledigt werden kann. 
„Es vergeht wertvolle Zeit, in der das 
Konto leergeräumt oder der Arbeits-
lohn von anderen gepfändet werden 
kann.“ 
 
Die Lösung sieht der DGVB darin, den 
Erlass von Pfändungs- und Überwei-
sungsbeschlüssen personell vom 
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Rechtspfleger beim Amtsgericht auf 
den Gerichtsvollzieher am Wohnort 
des Schuldners zu übertragen. Die 
Gläubiger und Schuldner haben durch 
diese Modernisierung des Rechts nur 
noch einen zentralen, persönlichen An-
sprechpartner vor Ort. Der Gerichts-
vollzieher ermittelt das Vermögen des 
Schuldners und kann tagesaktuell den 
Pfändungsbeschluss erlassen und 
selbst, im besten Fall auch am selben 
Tag elektronisch, zustellen. „Das ist 

Vollstreckung aus einer Hand, schnell 
und zuverlässig“, hob Boek hervor. „So 
gelangen Gelder zügig zurück in den 
Wirtschaftskreislauf. Dies ist insbeson-
dere für kleine und mittelständische 
Unternehmen wichtig, verfügen diese 
doch oft nur über eine dünne Eigenka-
pitaldecke.“ Der DGVB regt eine sol-
che Lösung seit Jahren an, doch ins-
besondere die Länder blockieren diese 
Reform. 

 

 

Namen und Nachrichten 

 
„Wir freuen uns, dass wir bei den dies-
jährigen Wahlen zum Hauptpersonalrat 
unseren Sitz bei den Tarifbeschäftigten 
halten und einen Beamtensitz hinzuge-
winnen konnten. Wir werden somit un-
sere Expertise gestärkt in den HPR 
einbringen. Ich bedanke mich herzlich 
bei allen Kolleginnen und Kollegen, die 
auf unseren Listen kandidiert und auch 
bei denen, die uns tatkräftig im Wahl-
kampf unterstützt haben“, so Frank Be-
cker, Landeschef des dbb berlin, 
nachdem der Wahlvorstand für die 
HPR-Wahlen am 9. Dezember 2024 
das Ergebnis bekannt gegeben hatte. 
Der dbb berlin ist somit wie folgt im 
Hauptpersonalrat vertreten. Gruppe 
der Beamtinnen und Beamte: Frank 
Becker, Rolf Herrmann, Frank Tei-
chert, Heike Breuning. Gruppe der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer: 
Synnöve Nüchter. 
„Erfreut sind wir auch darüber, dass 
die Kolleginnen und Kollegen der 
Fachgewerkschaften im Gesamtperso-
nalrat der Finanzämter und beim Ge-
samtpersonalrat Justiz wieder die 
Mehrheiten erreichen konnten“, so Be-
cker. 
 

Die Anliegen des öffentlichen Dienstes 
müssen Eingang in die Wahlpro-
gramme finden und – wichtiger noch – 
ins Koalitionspapier der künftigen Re-
gierungskoalition., fordert der dbb bre-
men. Jetzt müsse für alle das Land an 
erster Stelle stehen, nicht persönliche 
oder parteipolitische Befindlichkeiten. 
Olaf Wietschorke teilte auch MdB Ja-
cob Blankenburg (SPD) am 13. De-
zember 2024 mit, das der dbb von der 
nächsten Bundesregierung volle Kon-
zentration auf das Wesentliche er-
warte: Dazu gehören ein klares Be-
kenntnis zum öffentlichen Dienst und 
Investitionen in die öffentliche Daseins-
vorsorge. 
 
Die Preisträger des Deutschen Kita-
Preises 2024 – dieses Jahr aus Sach-
sen und NRW – machen die große 
Qualität und Vielfalt der Arbeit in die-
sem Bereich sichtbar. Den Hauptpreis 
in der Kategorie „Kita des Jahres“ ge-
wann die Kita Regenbogenland aus 
Rötha in Sachsen. In der zweiten Kate-
gorie, dem besten „Bündnis für früh-
kindliche Bildung“, ging die Auszeich-
nung an das Bündnis Dortmunder 
Nordstadt. „Die Verleihung des Deut-
schen Kita-Preises zeigt einmal mehr, 



 
aktuell Nr. 41 vom 13.12.2024

 13 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

dass Investitionen in frühkindliche Bil-
dung Investitionen in die Zukunft sind“, 
erklärte Tanja Küsgens, Beisitzerin der 
dbb frauen Geschäftsführung und Teil 
der Jury. Einrichtungen wie die Kita 
Regenbogenland und Netzwerke wie 
das Bündnis Dortmunder Nordstadt 
seien Vorbilder für ganz Deutschland. 
„Ihr Engagement verdient höchsten 

Respekt und ist ein wertvoller Beitrag 
für die Weiterentwicklung frühkindlicher 
Bildungsarbeit“, lobte Küsgens. „Wir 
gratulieren den Preisträgern herzlich 
zu ihrem Erfolg und bedanken uns bei 
allen, die durch ihre Arbeit den Weg für 
eine starke, kindgerechte und zu-
kunftsorientierte Bildungslandschaft 
bereiten.“ 

 
 
 

 
 
 
 

Termine: 
 

5. - 7. Januar 2025 
dbb Jahrestagung 

Deutschland im Wahljahr – Fragen und Erwartungen 
Weitere Informationen unter www.dbb.de  

 
24. Januar 2025 

Einkommensrunde Bund & Kommunen: 1. Verhandlungsrunde 
Weitere Informationen unter www.dbb.de 

 
17. - 18. Februar 2025 

Einkommensrunde Bund & Kommunen: 2. Verhandlungsrunde 
Weitere Informationen unter www.dbb.de 

 
14. - 16. März 2025 

Einkommensrunde Bund & Kommunen: 3. Verhandlungsrunde 
Weitere Informationen unter www.dbb.de 

 

https://www.dbb.de/veranstaltungen/dbb-jahrestagung/dbb-jahrestagung-2025.html
https://www.dbb.de/einkommensrunde/einkommensrunde-2025.html
https://www.dbb.de/einkommensrunde/einkommensrunde-2025.html
https://www.dbb.de/einkommensrunde/einkommensrunde-2025.html

